
9Kapitel 1: Einleitung

1.	 Einleitung

Der juristische Stellenwert von pflegerischen Standards ist keine neue, wohl aber 
eine aktuelle Thematik. Das persönliche Interesse daran geht vor allem auf die wie-
derholte Auseinandersetzung mit Pflegestandards im eigenen Studienprozess bzw. 
im Rahmen der beruflichen Lehrtätigkeit zurück. Insbesondere die mittlerweile in 
der Pflege etablierten „Nationalen Expertenstandards“ des Deutschen Netzwerks 
für Qualitätssicherung in der Pflege (DNQP) nahmen dabei einen besonders großen 
Raum ein. Nach einer ersten Annäherung an die rechtliche Perspektive wurde jedoch 
klar, dass sich eine systematische Darstellung nicht allein auf die Expertenstandards 
des DNQP beschränken kann, sondern sehr viel umfassender ausgerichtet sein muss. 
Die dafür notwendigen Eckpunkte werden des besseren Verständnisses wegen im 
Folgenden beschrieben.

Zunächst sind die intraprofessionellen Entwicklungen in der Pflege, beispielsweise 
die Akademisierung und die Verankerung wissenschaftlicher Denkweisen, zu nen-
nen. Der ständige Veränderungsprozess begründet immer wieder neue Erkenntnisse: 
Bestehendes Wissen wird hinterfragt, die evidenzbasierte Vorgehensweise hat sich 
mittlerweile auch in der Pflege etabliert. Ferner hat sich der Begriff „Pflegestandard“ 
in den letzten Jahren gewandelt. Trede sprach bereits 1997 von einer „babylonischen 
Sprachverwirrung“ im Zusammenhang mit der unterschiedlichen terminologischen 
Auslegung dieses Begriffes.1 Die Verwirrung scheint bis heute nicht aufgeklärt zu 
sein, denn immer wieder werden die Standards kontrovers diskutiert und themati-
siert.2 Größtenteils ist dies auf die neuen Anforderungen im Rahmen von Qualitäts-
management und -sicherung zurückzuführen. Hinzu kommen die speziellen Merk-
male der unterschiedlichen Versorgungsbereiche, die es den Pflegenden in der Praxis 
angesichts der permanenten Entwicklung nicht leicht machen, eine differenzierte 
Einschätzung der Bedeutung von Standards zu entwickeln oder zu bewahren. Und 
nicht zuletzt können innerhalb der sich stetig wandelnden Pflege auch unterschied-
liche Denkstile erwartet werden, die ihrerseits die Anwendung und Auslegung von 
Standards beeinflussen.3 

Diese intra- und interprofessionellen Prozesse werden durch die allgemeine Ent-
wicklung des Gesundheitswesens beeinflusst: Aufgrund des zunehmenden Kosten
drucks und der fortschreitenden demographischen Entwicklung befindet sich das 
Sozial- und Gesundheitssystem in einem Zustand nahezu permanenter Reformen 
und Modernisierungen. Kaum ein anderer politischer Sektor hat in den letzten 20 
Jahren eine derartige Veränderung erfahren. Ökonomisierung und Qualitätsorientie
rung sind zentrale Begriffe dieser Veränderung. Die Einführung von Standards, 
Leitlinien und Richtlinien im Gesundheitswesens ist – neben dem bereits erwähnten 
ständig wachsenden Wissen durch Wissenschaft, Forschung und Praxis – eine poli
tisch gewünschte Maßnahme.4 Bestes Beispiel dafür ist das im Juli 2008 in Kraft 
getretene „Gesetz zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung“ 



10 Kölner Schriften, Band 3

(kurz: Pflege-Weiterentwicklungsgesetz – PfWG), durch das die Bedeutung von 
Expertenstandards für die Pflege eine völlig neue Qualität erhalten hat.5

Es sei allerdings angemerkt, dass die Entwicklung von Leitlinien und Standards in 
der Gesundheitsversorgung – obwohl international bereits seit langem anerkannt – 
in Deutschland verhältnismäßig spät umgesetzt wurde:6 Nach Anregung durch den 
Sachverständigenrat (1994) und Konkretisierungen durch die Gesundheitsminister-
konferenz (1999) enstand in der Folge – im Gegensatz zu der eher als überschau-
bar zu bezeichnenden Anzahl pflegerischer Standards – eine Flut von ärztlichen 
Leitlinien unterschiedlichen Ursprungs.7 Ein Klärungsbedarf ergibt sich dabei schon 
aufgrund der unterschiedlich verwendeten Begriffe innerhalb der Berufsgruppen 
und Professionen des Gesundheitswesens. Zugleich bedarf es aber auch einer dif-
ferenzierten Abbildung der jeweiligen Rechtsbeziehungen und -systeme, innerhalb 
derer ein Standard seine Wirkung entfalten kann.

Wesentlich ist hier vor allem die haftungsrechtliche Bedeutung: Aufgrund ih-
rer Arbeit in einem sensiblen Gefahrenbereich sind Ärzte, Pflegekräfte und an-
dere Akteure des Gesundheitswesens in besonderer Weise dem Risiko einer Haf-
tungsinanspruchnahme ausgesetzt. Gleichzeitig verändert sich zunehmend das 
Leistungs- und Anspruchsdenken der Gesellschaft. So ist bereits ein Anstieg von 
(zivilrechtlichen) Haftungsprozessen zu beobachten; für die Pflege ist in diesem Zu-
sammenhang auf die Dynamik der Sturzfälle zu verweisen.8 Da die Rechtsprechung 
und die einschlägige Literatur in Bezug auf die Bedeutung von Standards teilweise 
sehr kontrovers und uneindeutig ist, erscheint eine systematische Aufarbeitung vor 
dem Hintergrund der aktuellen Gesetzgebung unbedingt notwendig.9
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